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VORWORT 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Wintersemester 1990/91 
als Dissertation vom Fachbereich Geschichtswissenschaften der Frei-
en Universität Berlin angenommen. Sie verdankt ihr Entstehen den 
Überlegungen, die im Vorfeld und im Verlauf einer Tagung ange-
stellt wurden, die das Evangelische Bildungswerk und die Katholi-
sche Akademie Berlin gemeinsam mit der Historischen Kommission 
zu Berlin im Oktober 1987 veranstaltet hatten. Die historische Di-
mension des Problemfeldes religiöser und kirchlicher Seelsorge und 
Diakonie wurden am Beispiel der Metropole Berlin unter verschie-
denen Aspekten behandelt, um Impulse für weitergehende For-
schungen zu geben. Herrn Professor Dr. Kaspar Elm und Herrn Pro-
fessor Dr. Hans-Dietrich Loock als den Initiatoren dieser Diskussion 
ist daher an dieser Stelle zu danken. 

Zu besonderem Dank weiß ich mich Herrn Professor Dr. Bernd 
Sösemann verpflichtet, der als Doktorvater die Entstehung der Ar-
beit mit großer Anteilnahme und Geduld verfolgte, dessen Beispiel 
als Wissenschaftler wie als Mensch darüber hinaus in hohem Maß zu 
der Entwicklung meiner Persönlichkeit beigetragen hat. Zugleich 
danke ich Herrn Sösemann wie auch dem Verlag Walter de Gruyter 
für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe „Beiträge zur Kommunika-
tionsgeschichte". 

Ich bedanke mich auch bei allen weiteren Personen und Institu-
tionen, die meine Arbeit unterstützt und gefördert haben: Hierzu 
gehört zunächst das Institut für Begabtenförderung der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung, weil es mit einem Stipendium die äußeren Vorausset-
zungen für die Abfassung der Arbeit schuf und darüber hinaus den 
Rahmen für einen fruchtbaren fächerübergreifenden Meinungsaus-
tausch bot. Die Drucklegung des Buches wurde durch die Unterstüt-
zung der „Anton-Betz-Stiftung der Rheinischen Post" und die „Stif-
tervereinigung der Presse" ermöglicht. 



VI Vorwort 

Mein Dank gilt auch den Mitarbeitern der Archive und Bibliothe-
ken, die über ihre berufliche Pflichten hinaus Anteil an meinen Un-
tersuchungen nahmen, und den Angehörigen verschiedener Einrich-
tungen der katholischen Kirche, die mich in vielfältiger Weise unter-
stützten. 

Meiner Familie bin ich in hohem Maß zu Dank verpflichtet für 
für die ausdauernde Geduld, mit der sie die Entstehung der Arbeit 
über Jahre begleitete, aber auch — last but not least — für die tatkräf-
tige Unterstützung bei den Korrekturarbeiten am Manuskript. 

Berlin, im November 1993 Jürgen Michael Schulz 
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EINLEITUNG 

I 

Katholische Kirche und Gesellschaft beim Übergang 
in den Wilhelminischen Staat 

„Und selbst wenn der Kulturkampf vollständig aus der Welt wäre, 
welch große Aufgaben harrten dann noch der Lösung durch die ka-
tholische Kirche und mithin auch durch die katholische Presse. Die 
Beseitigung des kirchlichen Notstandes in der Diaspora und nament-
lich in Berlin und die Lösung der sozialen Frage werden die katholi-
sche Presse noch viele, viele Jahre ernstlich beschäftigen. Gerade, 
was den letzten Punkt betrifft, haben wir Katholiken als wahre 
Freunde des Vaterlandes die Pflicht und Aufgabe, das irregeleitete 
Volk nicht allein zum Altar, sondern auch zum Thron zurückzufüh-
ren."1 Die Redaktion der Märkischen Volkszeitung, einer katholischen 
Lokalzeitung aus Berlin, wünschte mit diesen Worten die Leser für 
eine verstärkte Unterstützung und Mitarbeit zu motivieren. Die 
Gründe, die sie dafür formulierte, sollten die Existenz der katholi-
schen Tageszeitung rechtfertigen. Die Äußerungen umrissen zugleich 
eine Aufgabe für katholische Publizistik in Berlin im letzten Jahr-
zehnt des 19. Jahrhunderts. 

Eine katholische Presse hatte es in Berlin seit der Gründung der 
Monatsschrift Petrus im Jahr 1845 kontinuierlich gegeben.2 Wegen 
der Diasporasituation im Berliner Delegaturbezirk waren Mission 

1 „An die verehrten Leserinnen und Leser der Märkischen Volks-Zeitung", in: 
Märkische Volkszeitung (MVZ), Nr. 192, So., 22. September 1889, 1. Der Artikel 
wurde unterschrieben mit „Verlag und Redaktion der Märkischen Volkszeitung". 

2 Im Anmerkungsteil werden bestimmte, häufig benutzte Zeitungs- und Zeit-
schriftentitel mit folgenden Siglen zitiert: KVZ (Katholische Volkszeitung), MK 
(.Märkisches Kirchenblatt), MVZ (Märkische Volkszeitung), SB (Das Schwarze Blatt). 
Weitere Hinweise zu Zitierweise und Abkürzungen befinden sich in dem Abschnitt 
Arbeitstechnische Erläuterungen. 
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und Seelsorge die bestimmenden Faktoren für die katholisch-kirchli-
che Publizistik. Der Konflikt zwischen Katholizismus und Teilen 
der Gesellschaft, der bereits während der Neuen Ära in Preußen be-
gann und in der Zeit des Kulturkampfs kulminierte, verschaffte der 
katholischen Presse in Berlin wie fast überall in Deutschland ein 
neues Selbstverständnis und sicherte ihr einen starken Rückhalt in 
der katholischen Bevölkerung.3 Mit dem Abflauen der Konfliktsitua-
tion in den achtziger Jahren — darauf hatte sich auch die Märkische 
Volkszeitung in der zitierten Passage bezogen — mußte die katholi-
sche Presse ihren Standort neu bestimmen. 

Die Hinwendung zur sozialen Frage, die von der Märkischen 
Volkszeitung gewissermaßen als Teil einer publizistischen 
Mobilisierung angekündigt worden war, stellte eine bedeutsame 
Akzentsetzung innerhalb des Spektrums katholischer Interessen im 
19. Jahrhundert dar. Dieser Schritt fand seinen Ausdruck zunächst 
durch die Einbeziehung einer christlichen Interpretation der sozialen 
Folgen der Industrialisierung in die Themenkreise, die von der 
religiösen und institutionellen Erneuerungsbewegung der 
katholischen Kirche seit längerer Zeit beobachtet und diskutiert 
wurden. Diese Bewegung besaß ihre Ursprünge in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts. Sie zog ihre Kraft vor allem aus ihrer Reaktion 
auf einige tragende Ideen der Aufklärung und auf politische Ge-
schehnisse wie die Französische Revolution und die Säkularisation 
und festigte sich in jenem seit dem Kölner Ereignis von 1837 latenten 
Konflikt zwischen Katholizismus und staatlicher Macht. Die Ver-
bindung von sozialen und kirchlichen Interessen führte bereits im 
zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts zunächst bei den Traditionali-
sten in Frankreich und später auch in Deutschland und im übrigen 
Europa zu der Formierung einer katholisch-sozialen Bewegung.4 Die 

3 Vgl. hierzu u.a. die Untersuchung von Michael Schmolke, Die schlechte Presse. 
Katholiken und Publizistik zwischen „Katholik" und „Publik" 1821—1968, Münster 
1971, 1 7 9 - 1 8 6 . 

4 Vgl. Franz Josef Stegmann, Das Ringen um die Lösung der sozialen Frage. Der 
gesellschaftspolitische Weg im deutschen Katholizismus bis zum Ersten Weltkrieg, 
in: Soziale Frage und Kirche im Saarrevier. Beiträge zu Sozialpolitik und Katholizis-
mus im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert, Saarbrücken 1984, 11—18; Karl-Egon 
Lonne, Politischer Katholizismus im 19. und 20. Jahrhundert (Neue Historische Bi-
bliothek. Edition Suhrkamp N . F . 264), Frankfurt/M. 1986, 58f. Ein typisches Bei-
spiel für die frühe praktische Verbindung der kirchlichen Erneuerungsbewegung mit 
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Rechtfertigung für diese Koppelung bestand in einer katholischen 
Gesellschaftsanalyse, nach der die Ausbreitung von Armut und Not 
durch das Wirtschafts- und Sozialsystem des Liberalismus letztlich 
als eine Folge der Zerstörung der Einheit von Königtum, Kirche und 
ständischer Gesellschaft betrachtet wurde.5 

Die Entscheidung für ein kleindeutsches Kaiserreich mit preußi-
scher und protestantischer Dominanz und die ersten Erfahrungen 
mit den sozialen Auswirkungen im Gefolge der wirtschaftlichen De-
pression, die 1873 durch eine Finanzkrise eingeleitet wurde, setzten 
innerhalb des politischen Katholizismus in Deutschland in den sieb-
ziger Jahren einen Umdenkprozeß in Gang.6 Dessen erstes sichtbares 
Ergebnis bestand in einem Reichstagsantrag der Zentrumsfraktion 
im Frühjahr 1877, der Anregungen des katholischen Sozialpolitikers 
und Mainzer Bischofs von Ketteier aufgriff und — allerdings noch 
pauschal formuliert — die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in 
den Betrieben auf der Grundlage der gegebenen Ordnung unter 
Mitwirkung des Staats anstrebte. Dennoch blieben beide Lösungs-
konzepte, ständische Sozialreform und staatliche bzw. betriebliche 
Sozialpolitik, bis in die neunziger Jahre als konkurrierende Modelle 
bestehen.7 

der katholisch-sozialen Bewegung waren die in Frankreich 1845 entstandenen Vin-
zenz-Konferenzen und die seit 1848 in Deutschland gegründeten Pius-Vereine, vgl. 
Nikolaus Monzel, Die katholische Kirche in der Sozialgeschichte. Von den Anfängen 
bis zur Gegenwart, hg. von Trude Herweg und Karl Heinz Grenner, München und 
Wien 1980, 236; Ute Schmidt, Katholische Arbeiterbewegung zwischen Integralismus 
und Interkonfessionalismus: Wandlungen eines Milieus, in: Rolf Ebbinghau-
sen/Friedrich Tiemann (Hgg.), Das Ende der Arbeiterbewegung in Deutschland? Ein 
Diskussionsband zum sechzigsten Geburtstag von Theo Pirker (Schriften des Zen-
tralinstituts für sozialwissenschaftliche Forschung der Freien Universität Berlin 43), 
Opladen 1984, 220. 

5 Dieses Konzept vertraten z. B. die im Jahr 1838 gegründeten Historisch-Politischen 
Blätter, vgl. passim Franz Josef Stegmann, Von der ständischen Sozialreform zur 
staatlichen Sozialpolitik. Der Beitrag der Historisch-Politischen Blätter zur Lösung 
der sozialen Frage, München und Wien 1965. 

6 Nach Karl Erich Born dauerte die Depression bis zum Jahr 1879: Wirtschafts-
und Sozialgeschichte des Deutschen Kaiserreichs (1867/71—1914) (Wissenschaftliche 
Paperbacks Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 21), Stuttgart 1985, 116. 

7 Vgl. Franz Josef Stegmann, Geschichte der sozialen Ideen im deutschen Katho-
lizismus, in: Wilfried Gottschalch u.a., Geschichte der sozialen Ideen in Deutschland, 
hg. von Helga Grebing (Deutsches Handbuch der Politik 3), München und Wien 
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Das letzte Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, auf dem der zeitliche 
Schwerpunkt dieser Untersuchung liegt, stellte in der Geschichte des 
gesellschaftspolitischen Katholizismus und besonders der katholisch-
sozialen Bewegung einen aus der übrigen Entwicklung herausragen-
den Zeitabschnitt dar. Nachdem die theoretische Auseinanderset-
zung über den richtigen sozialpolitischen Weg in den Jahren zuvor 
noch überwogen hatte, begann nun — und zwar auf mehreren Ebe-
nen — eine praktische Phase. Grundlegende Veränderungen in drei 
Bereichen prägten diese Phase: erstens der gesellschaftliche Wandel, 
den der Ubergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft in den 
achtziger und neunziger Jahren hervorrief, zweitens verschiedenar-
tige innenpolitische Implikationen, die entweder direkt oder indirekt 
aus der Veränderung der politischen Machtverhältnisse seit dem Fe-
bruar 1890 entstanden waren und besonders dem Zentrum als der 
parlamentarischen Vertretung katholischer Interessen die Chance 
größerer politischer Einflußnahme verliehen, und drittens der Auf-
stieg der Sozialdemokratie, der ein Ergebnis des gesellschaftlichen 
Wandels war und zugleich als dessen politischer Gradmesser dienen 
konnte. 

Der Ubergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft8 — der erste 
Bereich — überlagerte die Bedingungen, unter denen die Pastoration 
durch die katholische Kirche stattfinden mußte, mit einer Anzahl 
neuer Problemfelder, mit denen die Angehörigen des Klerus teilweise 
nur wenig vertraut waren; auf Seiten des gesellschaftspolitischen Ka-
tholizismus führten darüber hinaus überregionale Ereignisse sowohl 
zu einem grundlegenden Bewußtseinswandel als auch zu einer verän-
derten Interessenlage gegenüber den Arbeits- und Lebensbedingun-

1969, 385—395. Der letzte großangelegte Versuch, den politischen Katholizismus für 

das Programm einer Sozialreform auf der Grundlage einer korporativen Neuordnung 

der Gesellschaft zu gewinnen, bestand in dem programmatischen Entwurf des Kölner 

Geistlichen Johann Peter Oberdörffer aus dem Jahr 1894, vgl. Wilfried Loth, Katho-

liken im Kaiserreich. Der politische Katholizismus in der Krise des wilhelminischen 

Deutschlands (Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Par-

teien 75), Düsseldorf 1984, 56—58. 
! Im Jahr 1889 übertrafen Industrie und Handwerk erstmals die Landwirtschaft in 

ihrem Anteil an der Wertschöpfung, vgl. die Statistik in: Gerd Hohorst u.a., Sozial-

geschichtliches Arbeitsbuch. Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1871—1918 

(Beck'sche Elementarbücher, Statistische Arbeitsbücher zur neueren deutschen Ge-

schichte), München 21978, 88. 
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gen derjenigen Bevölkerungsschichten, die von den Defekten im so-
zialen Gefüge besonders betroffen waren. 

Zu den Merkmalen, die sich auf die Sozialstruktur der katholi-
schen Bevölkerungsteile auswirkten, gehörten die erhöhte Mobilität, 
eine modifizierte Berufsstruktur und die typischen Begleiterschei-
nungen, die vorwiegend eine Folge des Wechsels von einer ländli-
chen Beschäftigung in industrielle Arbeitsbereiche waren, nämlich 
der soziale Abstieg verbunden mit unterschiedlichen Sozialisations-
problemen. Der Bevölkerungsüberschuß in den ländlichen Gebieten 
Mittel- und Ostdeutschlands, für den eine Beschäftigung in der 
Landwirtschaft und in den lokalen Wirtschaftszentren immer 
schwieriger wurde, drängte in die größeren Industriestädte, vor allem 
nach Berlin.9 Weil der Zugewinn des Berliner Großraums sich in er-
ster Linie aus vorwiegend protestantischen Gebieten wie der Mark 
Brandenburg rekrutierte, stieg der Anteil der Katholiken an der Ber-
liner Gesamtbevölkerung zwar selten über 10 Prozent; dennoch ver-
größerte sich allein im Stadtkreis der absolute katholische Bevölke-
rungsanteil von ca. 80000 im Jahr 1880 auf annähernd 135000 am Be-
ginn der neunziger Jahre — das entsprach der Population einer mitt-
leren katholischen Großstadt.10 War die Pastoration der verstreut le-
benden Katholiken für die 34 zur Verfügung stehenden Seelsorger — 
sogar nur die Hälfte arbeitete hauptamtlich — ohnehin schon äußerst 
schwierig, so wurde sie durch den hohen Anteil, den Arbeiter und 
Dienstboten an der katholischen Bevölkerung in Berlin besaßen, 
noch erheblich erschwert.11 Während vom Klerus Einfühlungsver-

' Wichtiger als der Bevölkerungsanstieg in der bereits relativ dicht besiedelten 

Großstadt Berlin muß das enorme Wachstum in den umliegenden Städten, Dörfern 

und Gutsbezirken bewertet werden: In den umliegenden Städten war die Bevölke-

rungszahl seit 1871 um das 3,6fache angestiegen und hatte sich im Jahrzehnt von 

1890 bis 1900 noch einmal verdoppelt, s. Michael Erbe, Berlin im Kaiserreich 

(1871—1918), in: Wolfgang Ribbe (Hg.), Geschichte Berlins, Bd. 2: Von der Märzre-

volution bis zur Gegenwart, München 1987, 693—695. 
10 Zahlenangaben bei Walter Wendland, Die Entwicklung der katholischen Kirche 

in Groß-Berlin bis 1932 (unter Berücksichtigung der Gesamtentwicklung im Bistum 

Berlin), in: Jahrbuch für Brandenburgische Kirchengeschichte 30 (1935), 47. Zum re-

lativ geringen Zuzugsanteil schlesischer Einwanderer (12—13%) s. Michael Erbe, Ber-

lin im Kaiserreich, 696. 
11 Zahlenmäßig am stärksten waren die Gemeinden in den Arbeiterbezirken im 

Norden und Osten der Stadt. Zum Arbeiter- und Dienstbotenanteil sowie zur regio-

nalen Herkunft der Katholiken s. E[rnst] Hirschberg, Die soziale Lage der arbeiten-
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mögen und Fachkompetenz angesichts der Sozialisationsprobleme 

eines Teils ihrer Gemeindemitglieder verlangt wurden, bewirkten 

der unter den Arbe i te rn besonders häufig auftretende berufl iche Stel-

lenwechsel und die damit verbundene Mobilität, daß sich eine Bin-

dung der eingewanderten Kathol iken an die zuständige Kirchenge-

meinde kaum herstellen ließ.12 

A m Bewußtseinswandel, der sich nicht nur innerhalb des gesell-

schaftspolitischen Katholizismus, sondern bei vielen Parteien und ge-

sellschaftlichen Gruppen vol lzog, hatte der Streik im rheinisch-west-

fälischen Steinkohlenbergbau im Frühjahr 1889, an dem sich allein 

im Ruhrgebiet annähernd 90000 von 104000 Beschäftigten beteilig-

ten, einen erheblichen Antei l . 1 3 Mit einem Mal standen nämlich die 

Arbeits- und Lebensverhältnisse v o n Arbei tern, die sich in einem 

Wirtschaftszweig betätigten, dessen Aufstieg besonders eng mit dem 

Zeitalter der Hochindustrialisierung verbunden war , im Mit te lpunkt 

des öf fent l ichen Interesses.14 Die auf spektakuläre Weise vol lzogene 

den Klassen in Berlin, Berlin 1897, 18f., sowie die Angaben in mehreren Artikeln, die 
in der Germania zur Berliner Kirchennot erschienen waren, Nr. 186, II, Fr., 
16. August 1889, 1; Nr. 187, II, Sa., 17. August 1889, 1; Nr. 212,1, So., 15. September 
1889, 1; Nr. 197, II, So., 30. August 1891, 1. 

12 Nach einer Studie, die Ernst Hirschberg (Die soziale Lage der arbeitenden Klas-
sen in Berlin, 223f.) zur Verfügung stand, kamen im Jahr 1894 auf 100 Beschäftigte 
im Baugewerbe 446 Stellenwechsel; in der weniger von Saisonarbeit abhängigen Me-
tallindustrie waren 1895 durchschnittlich nur 13,2% der Gesellen und 24,2% der 
Lehrlinge länger als 300 Tage im Jahr beschäftigt, bei angelernten Berufen lag hier der 
Anteil sogar unter 10% (ebd., 252). 

15 Gemeinsam mit den Steinkohlenrevieren in Aachen, Schlesien, an der Saar und 
im Königreich Sachsen beteiligten sich sogar 150000 Bergleute, vgl. Helga Grebing, 
Arbeiterbewegung. Sozialer Protest und kollektive Interessenvertretung bis 1914 
(Deutsche Geschichte der neuesten Zeit vom 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart), 
München !1987, 10; Klaus Saul, Zwischen Repression und Integration. Staat, Ge-
werkschaften und Arbeitskampf im kaiserlichen Deutschland 1884—1914, in: Klaus 
Tenfelde/Heinrich Volkmann (Hgg.), Streik. Zur Geschichte des Arbeitskampfes in 
Deutschland während der Industrialisierung (Arbeitsbücher: Sozialgeschichte und so-
ziale Bewegung), München 1981, 214f. 

H Die jährliche Steinkohlen-Fördermenge im Oberbergamtsbezirk Dortmund war 
in den vorangegangenen zehn Jahren des Aufschwungs von 20 Mio Tonnen auf auf 
über 33 Mio t gesteigert worden, die jährliche Produktivität des einzelnen Beleg-
schaftsmitglieds erreichte 1888 sogar ihren absoluten Höchststand in der Zeit vor 
dem Ersten Weltkrieg; Zahlen bei Franz-Josef Brüggemeier, Leben vor Ort. Ruhr-
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Offenlegung von sozialen Mißständen bewirkte nicht nur eine ver-
stärkte Auseinandersetzung mit der sozialen Frage in den Parteien 
und gesellschaftspolitischen Organisationen, sie gab auch den Aus-
schlag für eine weitreichende staatliche Sozialpolitik, dessen äußeren 
Rahmen im Februar 1890 die Sozialerlasse Kaiser Wilhelms II. fest-
legten. Die eingeleitete Arbeiterschutzgesetzgebung berührte jedoch 
auch das Selbstverständnis der katholischen Kirche als höchste mora-
lische Institution mit der Fähigkeit, in sozialen Konflikten zu ver-
mitteln, denn die Sozialgesetzgebung war entgegen diesem Verständ-
nis von der Meinung getragen, daß das Verhältnis zwischen Kapital 
und Arbeit wirksam nur vom Staat reguliert werden könne. 

Der zweite Bereich umfasste die innenpolitischen Implikationen, 
die entweder direkt oder indirekt aus der Veränderung der politi-
schen Machtverhältnisse seit dem Februar 1890 entstanden waren 
oder sich zeitgleich ergaben. Folgenschwer waren die vorgezogenen 
Reichstagswahlen vom 20. Februar. Dem Bruch des Kartells aus Na-
tionalliberalen, Freikonservativen und Konservativen — vordergrün-
dig eine Folge der gescheiterten Verlängerung des Sozialistengesetzes 
— und der anschließenden Niederlage dieser Parteien bei den Wahlen 
stand der umfangreiche Stimmengewinn der beiden Linksparteien 
gegenüber.15 Gemeinsam mit dem katholischen Zentrum verfügten 
damit diejenigen Parteien rechnerisch über eine parlamentarische 
Mehrheit, die unter der Regierung des Reichskanzlers O t to von Bis-
marck von einer gleichberechtigten Mitwirkung an der Politik bei 
Bedarf ausgegrenzt worden waren.16 Erschien ein konstruktives Zu-
sammenwirken dieses heterogenen Machtgefüges insbesondere wegen 
der isolierten Position der Sozialdemokratie in der nachfolgenden 

bergleute und Ruhrbergbau 1889—1919 (Bergbau und Bergarbeit), München 1983, 
272. 

15 Die Deutsch-Freisinnige Partei verdoppelte die Zahl ihrer Sitze im Reichstag, sie 
erreichte mit 66 Sitzen das für eine linksliberale Partei der Kaiserzeit beste Ergebnis 
und übertraf damit sogar die Nationalliberalen (42 Sitze); die Sozialdemokraten ver-
dreifachten ihren Sitzanteil und kamen auf 35 Mandate; Zahlen bei Gerhard A. Rit-
ter, Wahlgeschichtliches Arbeitsbuch, 40. 

" Sie verfügten insgesamt über 207 Mandate, denn obwohl das Zentrum im Ver-
gleich zu den Wahlen von 1884 174000 Wähler verloren hatte, konnte es — das war 
eine Folge des Mehrheitswahlsystems — die Zahl der Sitze von 98 auf 106 erhöhen 
(s. ebd.). Außerdem wären noch die Stimmen der nationalen Minderheiten zu be-
rücksichtigen. 
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Zeit auch als ausgeschlossen, so brachten die neuen Mehrheitsver-
hältnisse wenigstens das Zentrum in die Stellung einer Partei, ohne 
deren Mitwirkung in der näheren Zukunft nicht mehr regiert wer-
den konnte.17 

Die eigentliche machtpolitische Zäsur bestand für die Katholiken 
jedoch zunächst in der Entmachtung Bismarcks als Reichskanzler 
und preußischer Ministerpräsident. Psychologisch war sie bedeut-
sam, weil der politische Katholizismus auch drei Jahre nach dem 
Friedenschluß zwischen preußisch-deutschem Staat und katholischer 
Kirche in Bismarck noch immer den eigentlichen Protagonisten des 
Kulturkampfs erblickte.18 Politisch beendete der personelle Wechsel 
die Phase der autokratischen Kanzlerherrschaft und hinterließ für 
unterschiedliche Interessengruppen einen erweiterten politischen 
Spielraum.19 

Auf der einen Seite erhielt das Parlament die Chance, im Rahmen 
der systembedingten Grenzen mehr Einfluß auf politische Entschei-
dungen zu gewinnen.20 Zu den Faktoren, die die Bedeutung des Par-
laments entscheidend erhöhten und die Regierung zu Zugeständnis-

17 Zur Einschätzung dieser neuen Lage durch den Reichskanzler Leo von Caprivi 
vgl. John C.G. Röhl, Deutschland ohne Bismarck. Die Regierungskrise im Zweiten 
Kaiserreich 1890—1900, Tübingen 1969, 78. Erst die Blockbildung nach den Reichs-
tagswahlen von 1907 führte zu einer erneuten, allerdings nur kurzfristigen parlamen-
tarischen Isolierung des Zentrums. Die besondere Machtposition des Zentrums 
wurde in nicht geringem Maß auch durch die pointiert linksliberale Position der 
Deutsch-Freisinnigen Partei unter Eugen Richter begünstigt, vgl. Otto Hammann, 
Der neue Kurs, Berlin 1918, 50. 

18 Vgl. Rudolf Morsey, Die Deutschen Katholiken und der Nationalstaat zwischen 
Kulturkampf und Erstem Weltkrieg, in: Historisches Jahrbuch 90 (1970), 38—40. 

" Der Begriff Spielraum soll kennzeichnen, daß es nach dem Sturz Bismarcks nicht 
zu einem vollkommenen Bruch im Herrschaftsgefüge gekommen ist, wie der in 
diesem Zusammenhang von Hans-Ulrich Wehler verwendete Begriff 
„Machtvakuum" suggeriert; vgl. Hans-Ulrich Wehler, Das Deutsche Kaiserreich 
1871—1918 (Deutsche Geschichte 9), 2., durchgesehene und bibliographisch ergänzte 
Aufl., Göttingen 1975, 69; zur Kritik an Wehler vgl. Kaiser, Hof und Staat. Wil-
helm II. und die deutsche Politik, München 31988, 118f. 

20 Vgl. hierzu die Untersuchungen von Thomas Nipperdey, Interessenverbände 
und Parteien in Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg, in: Politische Vierteljahres-
schrift 2 (1961), 262—280, und Hans-Jürgen Puhle, Parlament, Parteien und Interes-
senverbände 1890—1914, in: Michael Stürmer (Hg.), Das kaiserliche Deutschland. Po-
litik und Gesellschaft 1870—1918, unveränderter Nachdruck der Erstausgabe (1970), 
Düsseldorf 1984. 
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sen an die Parteien zwangen, gehörten erstens wirtschaftliche und 
soziale Notwendigkeiten, denen gegenüber sich Bismarck noch ver-
schlossen gezeigt hatte, die aber nun eine Reihe gesetzgeberischer 
Aktivitäten erforderlich machten,21 und zweitens die sich verschär-
fende Interessendivergenz zwischen den traditionell staatserhalten-
den Kräften und der Regierung — hierzu trug auch die verstärkte 
Einwirkung außerparlamentarischer Interessenvertretungen auf die 
Parteien bei — mit der Folge, daß die Nachfolger Bismarcks in den 
neunziger Jahren über keine zuverlässige gouvernementale Vertre-
tung in den Parlamenten verfügten.22 

Auf der anderen Seite bemühte sich Kaiser Wilhelm II. darum, 
Bismarcks Machtfülle auf die eigene Person zu übertragen; er konnte 
sein „persönliches Regiment" aber erst allmählich etablieren: Diese 
Form der Übernahme von Teilen der Regierungsgewalt durch den 
Monarchen bestand zunächst nur aus punktuellen Einsprüchen und 
Eingriffen in die Politik und erreichte erst durch die bereitwillige 
Unterstützung des Reichskanzlers Bernhard von Bülow denjenigen 
Grad eines funktionstüchtigen „Königsmechanismus", der für ein 
persönliches Regiment „im guten Sinne" erforderlich war.23 Somit 
erhielt die Herrschaftsform des Wilhelminischen Kaisertums nur un-
ter der Voraussetzung der Kooperationswilligkeit der Regierung die 
Züge einer eigenständigen verfassungsgeschichtlichen Epoche.24 

Der machtpolitische Dualismus zwischen Parlament und Monar-
chie, der sich nach Bismarcks Rücktritt in den neunziger Jahren her-
anbildete, wirkte sich auch auf den politischen Katholizismus in 
Deutschland aus, indem er hier zeitweise ein Äquivalent fand. Der 

21 Ein typisches Beispiel ist die Handelsvertragsgesetzgebung, s. dazu Rolf 

Weitowitz, Deutsche Politik und Handelspolitik unter Reichskanzler Leo von Ca-

privi 1890—1894, Düsseldorf 1978. 
22 Vgl. Hans-Jürgen Puhle, Parlament, Parteien und Interessenverbände 

1890—1914, 342, und Rolf Weitowitz, Deutsche Politik und Handelspolitik, 13. 
23 Der Begriff „Köngismechanismus" wird von John Röhl — in Anlehnung an 

Norbert Elias — zur Beschreibung der Herrschaftspraxis im „persönlichen Regiment" 

Wilhelms II. verwendet: Kaiser, Hof und Staat. Wilhelm II. und die deutsche Politik, 

München '1988, 116—140 (der Abschnitt wurde zuerst abgedruckt in der Histori-

schen Zeitschrift 236 [1983], 539—577). Zur Kritik an der Wirksamkeit des persönli-

chen Regiments s. Hans Fenske, Einleitung zu: ders. (Hg.), Unter Wilhelm II. 

1890—1918 (Quellen zum politischen Denken der Deutschen im 19. und 

20. Jahrhundert. Freiherr vom Stein Gedächtnisausgabe, Bd. 7), Darmstadt 1982, 9f. 

24 Vgl. John C.G. Röhl, Kaiser, Hof und Staat, 12. 
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politische Zusammenhalt der unterschiedlichen Interessengruppen in 
der katholischen Bevölkerung war mit dem Ende des Kulturkampfs 
ohnehin latent gefährdet. Bereits zeitgleich mit der Entstehung des 
zweiten Friedensgesetzes machte sich ein konservativer Widerstand 
gegen die bisherige Politik Ludwig Windthorsts bemerkbar, der nach 
dessen T o d im Frühjahr 1891 zu einer zeitweiligen Bedrohung der 
Existenz des Zentrums führte.25 Für die bürgerliche Bewegung in-
nerhalb des politischen Katholizismus, also für mittelständische Ho-
noratioren ebenso wie für die Interessenvertreter der aufstrebenden 
Bevölkerungsschichten, die „Populisten", und einen Großteil des 
Klerus bot der in seiner Kompetenz faktisch aufgewertete Reichstag 
ein wirksameres Betätigungsfeld. Stärker als bisher konnten der Weg 
der Gesetzgebung und die einzigartige Vorzugsstellung des Zentrums 
sowohl als Forum für den Kampf gegen verbliebene Kulturkampfge-
setze und die weiter vorherrschende Praxis der Zurücksetzung des 
katholischen Bevölkerungsteils als auch für die Verfolgung eigener 
Gruppeninteressen genutzt werden.26 

Die sogenannten staatstreuen Katholiken entstammten vor allem 
der aristokratischen und konservativ orientierten Führungselite des 
Zentrums. Ihren wichtigsten Rückhalt besaß diese Gruppe in agrari-
schen Wählerschichten und konservativen Teilen des Klerus. Für sie 
bestand im Gegensatz zu den bürgerlichen Kräften eine konkrete 
Perspektive in der Ausrichtung ihrer Aktivitäten auf das von Wil-
helm II. seit 1890 gestärkte Kaisertum, eine Perspektive, die also 
auch eine Annäherung an die Deutschkonservativen einschloß. Für 
diese Orientierung gab es vor allem zwei Motive, zum einen die Er-
wartung, den Zustand der vermeintlichen katholischen Reichsfeind-
lichkeit am ehesten durch eine Bindung an die Führungseliten des 
Staates beenden zu können, und zum zweiten das agrarische Inter-
esse, über das sich ein Bündnis mit den Konservativen von selbst er-
gab. Folglich waren zunächst wesentliche Maximen dieser Richtung 

25 Vgl. Karl-Egon Lonne, Politischer Katholizismus im 19. und 20. Jahrhundert, 
176f.; Wilfried Loth, Katholiken im Kaiserreich, 39f. 

26 Zur Benachteiligung der Katholiken, die während der 1890er Jahre in Bereichen 
der öffentlichen Verwaltung und des Militärs sogar noch forciert wurde, s. die Studie 
von Martin Baumeister, Parität und katholische Inferiorität. Untersuchungen zur 
Stellung des Katholizismus im Deutschen Kaiserreich (Politik- und Kommunikati-
onswissenschaftliche Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft 3), Paderborn u.a. 
1987. 
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die (erfolglose) Abwehr der ansonsten von der Mehrheit der Zen-
trumsfraktion unterstützten industriefreundlichen Handelsvertrags-
politik Caprivis und — in Hinblick auf die Versöhnung mit dem 
Staat — die Unterstützung der Wilhelminischen Militärpolitik sowie 
ein prononciert zurückhaltender Kurs bei der Vertretung katholisch-
kirchlicher Interessen gegenüber der Regierung.27 

Der Aufstieg der Sozialdemokratie — der dritte Bereich — vollzog 
sich als ein herausragender Bestandteil der neuen machtpolitischen 
Konstellation in Deutschland und zugleich als ein Teil des industriel-
len und gesellschaftlichen Wandels. Das Jahr 1890 leitete für die 
Entwicklung der Sozialdemokratie ebenso wie für die Geschichte ih-
rer Rezeption durch die innenpolitischen Gegner eine neue Phase 
ein. Für beide Bereiche war die Erkenntnis maßgeblich, daß die sozi-
aldemokratische Bewegung trotz oder gerade wegen des Sozialisten-
gesetzes an Zulauf gewonnen habe und inzwischen zu einer Massen-
bewegung geworden sei. Meßbar wurde diese Erkenntnis zum einen 
am Stimmengewinn bei den Reichstagswahlen vom 20. Februar 1890: 
Der Sozialdemokratie gelang es, 1,4 Millionen Wähler auf sich zu 
vereinen und damit zur stärksten Partei zu werden.28 Zum anderen 
lenkte der Bergarbeiterstreik von 1889 — ungeachtet der Tatsache, 
daß die Sozialdemokratie im Ruhrgebiet ursprünglich nur eine un-

27 Vgl. Karl-Egon Lonne, Politischer Katholizismus im 19. und 20. Jahrhundert, 
178—181. Der Breslauer Fürstbischof Georg Kardinal Kopp, der als ein Protagonist 
dieser Richtung angesehen werden kann, warnte im Jahr 1893 vor einer Ablehnung 
der Militärvorlage mit der Begründung, daß „diejenigen Kreise der preußischen 
Staatsregierung, welche bislang den Katholiken wohlwollend gegenüberstanden, den-
selben entfremdet würden oder ihnen wenigstens für die Zukunft die Bestätigung ih-
res Wohlwollens unmöglich gemacht würde"; Schreiben von Georg Kopp an Felix 
Porsch vom 8. Februar 1895, abgedruckt in: Herbert Gottwald, Zentrum und Impe-
rialismus. Zur Geschichte der Wandlung des Zentrums beim Ubergang zum Imperia-
lismus in Deutschland, Diss. phil. Jena 1965, Anhang, 115. Zu Kopps kooperativem 
Verhältnis gegenüber Regierung und Kaiser Wilhelm II. s. Rudolf Morsey, Die Deut-
schen Katholiken und der Nationalstaat, 46—48. 

28 Obwohl die Sozialdemokraten sogar annähernd 100000 Stimmen mehr als das 
Zentrum erhielten, konnten sie wegen des Mehrheitswahlrecht und der veralteten 
Einteilung der Wahlkreise die Zahl der Reichstagsmandate nur auf 35 erhöhen, vgl. 
Gerhard A. Ritter (unter Mitarbeit von Merith Niehuss), Wahlgeschichtliches Ar-
beitsbuch. Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1871—1918 (Beck'sche Elemen-
tarbücher, Statistische Arbeitsbücher zur neueren deutschen Geschichte), München 
1980, 40. 
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tergeordnete Rolle gespielt hatte29 — die Aufmerksamkeit auf das 
starke Anwachsen der sozialdemokratisch geführten Freien Gewerk-
schaften. Schließlich konnte hier im folgenden Jahr der rapide An-
stieg der sozialistischen Arbeiterbewegung sogar am deutlichsten 
nachvollzogen werden: Gegen eine starke Konkurrenz katholischer 
Knappenvereine organisierten sich unmittelbar nach dem Streik 
58000 Bergleute in sozialdemokratischen Gewerkvereinen, insgesamt 
stieg der Mitgliederbestand der Freien Gewerkschaften in der kurzen 
Zeit von 1888 bis 1890 von 111000 auf über 294000 Mitgl ieder an.30 

Der St immengewinn bei den Wahlen und die Erfahrung mit der 
Organisationsbereitschaft gaben den Mitgl iedern und Anhängern der 
Sozialdemokratie das Gefühl, unüberwindl ich zu sein; das auf diese 
Weise gestärkte Selbstbewußtsein und die Aussicht, daß das Soziali-
stengesetz im Oktober 1890 nicht mehr verlängert werden würde, 
versetzte die sozialdemokratische Bewegung in eine Aufbruchstim-
mung, die wiederum von den Gegnern als eine verstärkte Bedrohung 
der bestehenden Gesellschaftsordnung interpretiert werden konnte.31 

Daß die bürgerliche Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie 
seit 1889/90 tatsächlich eine neue Qualität erhielt, verdeutlichte so-
wohl die Umorient ierung in der staatlichen Sozialpolit ik als auch der 
Umgang der Parteien und politischen Organisationen mit diesem 
Kurswechsel. Nicht zufällig entschied sich Wi lhe lm II. mit der Er-
nennung des Freiherrn von Berlepsch zum Handelsminister und Pro-
tektor der neuen Sozialpolit ik zugleich für einen Polit iker, der sich 
durch seinen moderaten Umgang mit der Bergarbeiterbewegung als 
Regierungspräsident in Düsseldorf und später als Oberpräsident der 

29 Vgl. Klaus Tenfelde, Sozialgeschichte der Bergarbeiterschaft an der Ruhr im 

19. Jahrhundert (Schriftenreihe des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung 

125), Bad Godesberg 1977, 5 7 3 - 5 8 1 . 
30 Zahlen nach Gerhard A. Ritter/ Klaus Tenfelde, Der Durchbruch der Freien 

Gewerkschaften Deutschlands zur Massenbewegung im letzten Viertel des 

19. Jahrhunderts, in: Gerhard A. Ritter, Arbeiterbewegung, Parteien und Parlamen-

tarismus. Aufsätze zur deutschen Sozial- und Verfassungsgeschichte des 19. und 

20. Jahrhunderts (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 23), Göttingen 1976, 

Abb. zu S. 96f. 
31 Vgl. Gerhard A. Ritter, Die Arbeiterbewegung im Wilhelminischen Reich. Die 

Sozialdemokratie und die Freien Gewerkschaften 1890—1900 (Studien zur europäi-

schen Geschichte aus dem Friedrich-Meinecke-Institut der Freien Universität Ber-

lin 111), Berlin ! 1963 , 79f. 
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s c h l i e ß e n d e i n t e r n a t i o n a l e A r b e i t e r s c h u t z k o n f e r e n z in B e r l i n w a r e n 

n o c h e i n e A n t w o r t a u f die E r f a h r u n g m i t d e m S t r e i k u n d in d i e s e r 

H i n s i c h t e i n V e r s u c h , m i t H i l f e v o n R e f o r m e n die w e i t e r e A u s b r e i -

t u n g d e r S o z i a l d e m o k r a t i e z u s t o p p e n . 3 3 

D i e s o z i a l p o l i t i s c h e n A k t i v i t ä t e n , die a m A n f a n g d e r n e u n z i g e r 

J a h r e v o n k a t h o l i s c h e r Seite v o r a l l e m d u r c h d e n K l e r u s u n d d e n ka-

t h o l i s c h e n U n t e r n e h m e r v e r b a n d Arbeiterwohl e n t w i c k e l t w u r d e n , 

o r i e n t i e r t e n s ich n u n b e i n a h e a u s s c h l i e ß l i c h an d e r E n t w i c k l u n g d e r 
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für das katholische Deutschland i m N o v e m b e r 1 8 9 0 b e z e i c h n e t e die 
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32 Berlepsch, der bereits auf der Kronratssitzung vom 24. Januar 1890 als Experte 
für sozialpolitische Fragen genannt worden war, mußte unmittelbar nach seiner Er-
nennung zum Handelsminister die Abfassung des ersten Sozialerlasses übernehmen, 
vgl. John C. G. Röhl (Hg.), Philipp Eulenburgs politische Korrespondenz (Deutsche 
Geschichtsquellen des 19. und 20. Jahrhunderts 52), Bd. 1, Boppard 1976, 427, An-
m. 3. Zur Bewertung der Haltung des Freiherrn von Berlepsch während des Streiks s. 
Walter Witwer, Hans Hermann Freiherr von Berlepsch. Ein preußischer Beamter als 
konservativer Sozialpolitiker, in: Gustav Seeber, Gestalten der Bismarckzeit, Bd. 2, 
Berlin (Ost) 1986, 451—455; Franz-Josef Brüggemeier, Leben vor Ort , 186f. 

35 So bezeichnet Klaus Tenfelde den Streik als „eine erste bedeutsame Station" auf 
dem Weg zur Politik des Neuen Kurses (Sozialgeschichte der Bergarbeiterschaft an 
der Ruhr im 19. Jahrhundert, 581). Diese Einschätzung bestätigt auch die zurück-
blickende Bewertung Wilhelms II. in: Ereignisse und Gestalten aus den Jahren 
1878—1918, Leipzig und Berlin 1922, 29f. Tatsächlich widmete der zweite Sozialerlaß 
der Verbesserung der Lage in den Bergwerken einen eigenen Absatz, während die 
von Wilhelm II. initiierte internationale Arbeiterschutzkonferenz die „Regelung der 
Arbeit in den Bergwerken" sogar als ersten Tagesordnungspunkt behandelte (die Er-
lasse und das Programm der Arbeiterschutzkonferenz erschienen im Reichs- und 
Staatsanzeiger am 5. und am 28. Februar 1890). 

34 Zur Bedeutung des Verbandes Arbeiterwohl s. Klaus Grosinski/Roman Vesper, 
Arbeiterwohl, Verband katholischer Industrieller und Arbeiterfreunde (Aw) 
1880—1928, in: Lexikon zur Parteiengeschichte. Die bürgerlichen und kleinbürgerli-
chen Parteien und Verbände in Deutschland (1789—1945), hg. von Dieter Fricke u.a., 
Bd. 1, Köln 1983, 9 4 - 1 0 1 . 

35 Der Gründungsaufruf vom 22. November 1890 ist u.a. abgedruckt in: Hans 
Fenske (Hg.), Unter Wilhelm II. 1890—1918 (Quellen zum politischen Denken der 
Deutschen im 19. und 20. Jahrhundert. Freiherr vom Stein Gedächtnisausgabe, 
Bd. 7), Darmstadt 1982, 26f. 
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kopat die Aufgabe der katholischen Arbeitervereine, die er in zahl-
reichen Hirtenbriefen und Pastoralschreiben zur Gründung und 
Förderung durch den Klerus empfahl.36 Die von Papst Leo XIII. und 
dem deutschen Episkopat geförderte Uberzeugung, daß die soziale 
Frage zunächst eine religiöse Frage sei, rechtfertigte wenigstens nach 
außen die Aufforderung an den Pfarrklerus, sich als Präsides der Ar-
beitervereine gewissermaßen an die Spitze der katholischen Gegen-
wehr gegen das Anwachsen der Sozialdemokratie zu stellen.37 Dieses 
Rollenverständnis, das in geringerer Intensität auf evangelischer Seite 
eine Entsprechung fand,38 barg aber auch Risiken für das künftige 
Verhältnis zwischen Kirche und Arbeiterschaft: Einerseits fehlte den 
Geistlichen die fachliche Kompetenz, um den Arbeitern bei der Be-
wältigung der Probleme ihrer Arbeitswelt und bei personellen Aus-
einandersetzungen am Arbeitsplatz hilfreich zur Seite stehen zu 
können; andererseits konnte die innerhalb des niederen Klerus durch 
Erfahrung gewonnene Kenntnis sozialer Defekte zu Zielkonflikten 

36 Vgl. Ute Schmidt, Katholische Arbeiterbewegung zwischen Integralismus und 
Interkonfessionalismus, 221. 

37 Zur Einstellung Leos XIII. s. dessen später publiziertes Schreiben an den Kölner 
Erzbischof Philippus Krementz vom 20. April 1890, abgedruckt in: Akten der 
Fuldaer Bischofskonferenz. Bearbeitet von Erwin Gatz (Veröffentlichungen der 
Kommission für Zeitgeschichte, Reihe A: Quellen 27), Bd. 2: 1888—1899, Mainz 
1979, 59; ebenso die Ausführungen des Papstes in Rerum novarum vom 15. Mai 1891, 
in: Rundschreiben Unseres Heiligsten Vaters Leo XIII. durch göttliche Vorsehung 
Papst über die Arbeiterfrage, lateinischer und deutscher Text, 5. Abdruck, Freiburg 
im Breisgau 1921, 19—41. Zum preußischen Episkopat s. das Hirtenschreiben der 
Fuldaer Bischofskonferenz vom 22. August 1890, abgedruckt in: Akten der Fuldaer 
Bischofskonferenz, Bd. 2, 104; zu Georg Kopp s. sein Hirtenschreiben vom 18. 
Januar 1891, abgedruckt in: Hirtenbriefe des Fürstbischofs von Breslau Georg 
Kardinal Kopp 1887—1912. Zum 25jährigen Jubiläum Sr. Eminenz als Fürstbischof 
von Breslau, hg. von M[ax] Beyer und F[ranz] Nafe, Berlin 1912, 269. Zu den Anfor-
derungen an den Klerus s. die „Erklärung zur Vorbildung des Klerus für die Aufga-
ben auf sozialem Gebiet", die von der Fuldaer Bischofskonferenz am 20. August 1890 
beschlossen wurde, abgedruckt in: Akten der Fuldaer Bischofskonferenz, Bd. 2, 
8 9 - 9 2 . 

38 So forderte auch der Evangelische Oberkirchenrat am 17. April 1890 die Geistli-
chen zur Mitarbeit an der Lösung der sozialen Frage auf. Zum sozialpolitischen Ver-
ständnis der evangelischen Kirchenleitung in Berlin s. Klaus Erich Pollmann, Lan-
desherrliches Kirchenregiment und soziale Frage. Der evangelische Oberkirchenrat 
der altpreußischen Landeskirche und die sozialpolitische Bewegung der Geistlichen 
nach 1890, Berlin 1973. 
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gegenüber der Klientel der katholischen Arbeiter und den Interessen 
der Kirchenleitung führen. Schließlich gab es in dieser Hinsicht be-
reits jene Erfahrungen, die Angehörige des Klerus in der christlich-
sozialen Bewegung der siebziger Jahre im Rheinland und in Westfa-
len im Interessenkonflikt zwischen den ihnen anvertrauten, vorwie-
gend katholischen Arbeitern und ihren vorgesetzten Kirchenbehör-
den sowie der Führungsschicht des Zentrums gesammelt hatten.39 

39 Vgl. Herbert Gottwald, „Christlich-Soziale Vereine (CSV) 1868—1878", in: 
Lexikon zur Parteiengeschichte, Bd. 1, 470—476; Klaus Tenfelde, Sozialgeschichte 
der Bergarbeiterschaft an der Ruhr im 19. Jahrhundert, 464—470; Karl-Egon Lonne, 
Politischer Katholizismus im 19. und 20. Jahrhundert, 177f. 
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Fragestellung, Forschungsstand und Methode 

Die folgende Untersuchung geht von den ab 1890 einsetzenden ka-
tholischen Aktivitäten zur Lösung der sozialen Frage unter den Be-
dingungen der skizzierten innenpolitischen und gesellschaftlichen Si-
tuation in der Anfangsphase des Wilhelminischen Deutschlands aus. 
Das bereits angesprochene Interesse der katholischen Presse, den 
Themenbereich der sozialen Frage im Zuge der Aktivierung der ka-
tholischen Kräfte für die Zeit der Nachkulturkampfära zu einem 
Schwerpunkt ihrer Berichterstattung zu machen, rechtfertigt die 
Entscheidung, sich auf dem Weg der Untersuchung katholischer Zei-
tungen und Zeitschriften den Motiven, Zielen und Methoden des so-
zialen Katholizismus im Wilhelminischen Deutschland zu nähern. 
Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen katholische Periodika, die 
in Berlin erschienen waren. Diese Entscheidung bietet neben den 
Vorteilen, die sich aus der geopolitischen Geschlossenheit des Unter-
suchungsraumes ergeben, den Vorzug, daß wesentliche Faktoren, die 
für den katholischen Umgang mit der sozialen Frage eine Rolle spie-
len konnten, in Berlin besonders ausgeprägt vorhanden waren: Er-
stens traten die industriellen und gesellschaftlichen Veränderungen 
und deren soziale Implikationen in der heranwachsenden Industrie-
metropole konzentriert in Erscheinung, zweitens war der sozialpoli-
tische Handlungsbedarf der katholischen Kirche wegen der vorherr-
schenden Diaspora-Situation und wegen des hohen Arbeiteranteils 
unter der katholischen Bevölkerung besonders groß, und drittens 
verdiente die Sozialdemokratie als gesellschaftspolitischer Faktor 
wegen der Entwicklung Berlins zu einer sozialdemokratischen 
Hochburg eine verstärkte Berücksichtigung bei einer katholischen 
Bewertung der sozialen Frage. 

Untersucht werden alle sechs katholischen Zeitungen und Zeit-
schriften, die in den neunziger Jahren in Berlin herausgegeben und 
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verbreitet wurden.40 Drei von ihnen waren Tageszeitungen: die Ger-
mania (1871—1938), die Märkische Volkszeitung (1889—1939) und die 
Katholische Volkszeitung (1891—1918);41 die übrigen erschienen wö-
chentlich: das Märkische Kirchenblatt (1858—1919), Das Schwarze 
Blatt (1877—1896),42 und Der Arbeiter (1897-1933) . Der jährlich her-
ausgegebene Berliner St. Bonifatius-Kalender (1863—1902) mußte we-
gen der mangelhaften Uberlieferung des Bestands außerhalb der Un-
tersuchung bleiben.43 

Einschränkend muß für die Untersuchung auch der Tatbestand in 
Kauf genommen werden, daß mit der Auswertung der sechs Peri-
odika nicht die Gesamtheit der katholischen öffentlichen Kommuni-
kation in Berlin erfaßt werden kann. Für eine erschöpfende Betrach-
tung hätten auch die auswärtigen überregionalen katholischen Zei-
tungen und Zeitschriften herangezogen werden können, die über ei-
nen Leserkreis in Berlin verfügten und Anteil am Geschehen in der 
Hauptstadt nahmen. So unterhielt die bedeutendste unter den aus-
wärt igen Zeitungen, die Kölnische Volkszeitung, hier sogar eine eige-
ne redaktionelle Vertretung.44 U m den Rahmen der Untersuchung 
nicht zu sprengen, soll dieser Teil der katholischen Presse nur dann 
berücksichtigt werden, wenn sich ein direkter Einfluß auf die Berli-
ner Periodika beobachten läßt. Das war beispielsweise der Fall, als 
ein Berl iner Korrespondent der Kölnischen Volkszeitung im Jahr 1896 
das Gespräch über die beste Form der Vereinsseelsorge in der 
Reichshauptstadt in Gang brachte.45 

Der Untersuchungszeitraum soll sich schwerpunktmäßig auf das 
Jahrzehnt von 1890—1900 beschränken. Wie eingangs dargestellt 
wurde, determinierten verschiedene Ereignisse und Entwicklungen 

40 Wegen der Schwerpunkt der Untersuchung auf dem letzten Jahrzehnt des 
19. Jahrhunderts liegen soll, bleibt die Zeitschrift Die Welt, die erst vom April 1900 
an erschien, in der Darstellung unberücksichtigt. 

41 Die Zeitung erschien ab 1904 unter dem Titel Deutscher Volksfreund. 
42 Das Schwarze Blatt erschien ab Oktober 1896 als Beilage der Katholischen Volks-

zeitung. 
43 Bis in die neunziger Jahre wurde der Titel Berliner St. Bonifacius-Kalender 

geschieben, ab dem 36. Jg. (1898) führte der Kalender den Zusatztitel Märkischer 
Almanach. Führer für die Katholiken Berlins und der Delegatar. 

44 Das litterarische Berlin. Illustriertes Handbuch der Presse in der Reichshaupt-
stadt, hg. von Gustav Dahms, Berlin [1895], 92. 

45 Vgl. „Eine große Aufgabe für die deutschen Katholiken!", in: Kölnische Volkszei-
tung, Nr. 743, II, So., 1. November 1894, 1. 
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am Anfang dieses Jahrzehnts objektiv den Beginn eines neuen Zeit-
abschnitts. Die Entscheidung für das Ende des Untersuchungsab-
schnitts orientiert sich dagegen an mehreren Veränderungen, die 
nach der Jahrhundertwende für die katholische Publizistik in Berlin 
von Bedeutung waren. Die Übernahme der Märkischen Volkszeitung 
durch den Germania-Verlag im Dezember 1900 bewirkte eine Kon-
zentration des katholischen Pressewesens in Berlin und führte damit 
eine Zäsur in der Entwicklung der öffentlichen katholischen Kom-
munikation der Hauptstadt herbei. Die Herausgabe der illustrierten 
Unterhaltungszeitschrift Die Welt im April 1900 zeigte außerdem, 
daß in der Pressepolitik des Germania-Verlags neue Akzente gesetzt 
wurden. 

Von noch größerer Bedeutung für die Begrenzung der Untersu-
chung auf die Phase bis zum Jahr 1900 ist der Beginn des sogenann-
ten Gewerkschaftsstreits. Denn obwohl die soziale Frage auch in den 
ersten Jahren des 20. Jahrhunderts eine große Rolle in der katholi-
schen Presse spielte, konnte sie in den katholischen Zeitungen und 
Zeitschriften Berlins nicht mehr ohne Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Positionen in der christlichen Arbeiterbewegung be-
handelt werden. 

Neben der grundsätzlichen Begrenzung auf das Jahrzehnt von 
1890 bis 1900 ist es außerdem erforderlich, bei der Behandlung be-
stimmter inhaltlicher Zusammenhänge individuelle Begrenzungen 
vorzunehmen. So muß sowohl auf die Bergarbeiterbewegung, die im 
Frühjahr 1889 einsetzte, als auch auf die Auseinandersetzung in der 
katholischen Presse über die Verlängerung des Sozialistengesetzes im 
Oktober 1890, deren Intensivierung in der katholischen Presse eben-
falls im Jahr 1889 begann, einführend eingegangen werden. Beson-
ders ist zu berücksichtigen, daß beide Ereignisse die Ausformung ei-
nes neuen Bewußtseins beim Umgang mit der sozialen Frage voran-
getrieben hatten; sie gehörten damit zu den Voraussetzungen für das 
in den katholischen Periodika der neunziger Jahre entwickelte neue 
publizistische Selbstverständnis. 

Auf der anderen Seite markierte der Beginn des Gewerkschafts-
streits im Verlauf des Jahres 1900 nicht sofort den Abschluß eines 
Diskussionsprozesses, der sich im vorangegangenen Jahrzehnt in der 
katholischen Presse über die Frage nach der interkonfessionellen 
Ausgestaltung der christlichen Arbeiterbewegung vollzogen hatte. 
Erst die Übernahme der Märkischen Volkszeitung durch den Germa-
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nia-Verlag bewirkte eine natürliche Zäsur innerhalb der öffentlichen 
Erörterung der Gewerkschaftsfrage. Andere Tendenzen fanden sogar 
noch inmitten der neunziger Jahre ihren vorläufigen Abschluß. Das 
Engagement, das Kaiser Wilhelm II. für die soziale Frage entwickelte 
bzw. zu entwickeln schien, fand spätestens mit der Veröffentlichung 
seines bekannten Diktums „christlich-sozial ist Unsinn" und der Be-
obachtung des zunehmenden Einflusses des Freiherrn von Stumm 
auf die kaiserliche Politik im Frühjahr 1896 einen für die katholische 
Presse sichtbaren Abschluß. Erwartungen, die sich im sozialpoliti-
schen Bereich mit der Person des Monarchen verbanden, konnten al-
so nur bis zu diesem Zeitpunkt eine herausragende Rolle in den Zei-
tungen und Zeitschriften gespielt haben. Eine Untersuchung dieser 
Erwartungen macht somit eine individuelle Zäsur erforderlich. 

Inhaltlich und methodisch orientiert sich die Untersuchung an 
den Faktoren, die entweder als Determinanten den Bezugsrahmen 
für die Arbeit der katholischen Zeitungen und Zeitschriften absteck-
ten oder den katholischen Redakteuren, Autoren und Herausgebern 
als Perspektive zur Verwirklichung eigener Vorstellungen dienen 
konnten. In vier großen Bezugsfeldern — sie werden im DRITTEN bis 
SECHSTEN KAPITEL untersucht — ergibt sich dabei die Möglichkeit, 
Erkenntnisse über Formen und Inhalte des Umgangs der katholi-
schen Presse mit der sozialen Frage zu gewinnen: 

Im DRITTEN KAPITEL, das einer ausführlichen Vorstellung der Pe-
riodika und der erwähnten Untersuchung zur Umbruchphase 
1889/90 folgt, soll die publizistische Auseinandersetzung mit der So-
zialdemokratie gewürdigt werden. Spätestens seit der Enzyklika 
Quod Apostolici muneris vom 28. Dezember 1878 hatte sie in der Ein-
schätzung der katholischen Kirche die Qualität einer latenten Glau-
bensbedrohung.46 Zwischen der sozialdemokratischen Bewegung und 
der katholischen Kirche bestand darüber hinaus objektiv zumindest 
ein Konkurrenzverhältnis auf der Suche nach dem besseren Weg zur 
Lösung sozialer Probleme. Unter diesen Voraussetzungen mußte der 
Einfluß, den die Sozialdemokraten in einer ihrer Hochburgen, näm-
lich in der Industriemetropole Berlin auf die ärmeren katholischen 

Vgl. Sämtliche Rundschreiben erlassen von unserem Heiligsten Vater Leo XIII., 
durch göttliche Vorsehung Papst, an alle Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe und Bi-
schöfe der katholischen Welt, welche in Gnade und Gemeinschaft mit dem Apostoli-
schen Stuhle stehen, 1. Sammlung: 1878—1880, 2. Abdruck, Freiburg im Breisgau 
1900, 2 8 - 5 1 . 
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Bevölkerungsschichten erlangen konnten und bereits erlangt hatten, 
als ein bestimmender Faktor auf die Behandlung der sozialen Frage 
in der katholischen Presse wirken. 

Das VIERTE KAPITEL umfaßt das Selbstverständnis katholischer 
Periodika als Kirchenpresse. Der Anspruch der katholischen Kirche, 
an dem sozialpolitischen Diskussions- und Lösungsprozeß, der 1890 
einsetzte, aktiv Anteil zu nehmen, und besonders das damit formu-
lierte Bekenntnis der katholischen Kirche, für die Lösung der sozia-
len Frage zuständig zu sein, konnte von der katholischen Presse als 
offizielle Aufforderung zum Handeln verstanden werden und die 
Arbeit der Zeitungen und Zeitschriften somit am nachhaltigsten be-
rühren.47 Der publizistische Umgang mit diesem Auftrag, die Form 
und der Inhalt ideeller Dependenzen und die Einschätzung der Mög-
lichkeiten des kirchlichen Instrumentariums werden den Schwer-
punkt im zweiten großen Untersuchungsbereich bilden. 

Des weiteren wird nach dem politischen Bezugsfeld der katholi-
schen Zeitungen und Zeitschriften gefragt. Weil der Katholizismus 
und besonders das Zentrum als dessen politische Vertretung trotz 
der parlamentarischen Schlüsselposition zu schwach waren, um 
christlich-soziale Lösungskonzepte zur Bewältigung der sozialen 
Frage allein in praktische Politik umzusetzen, war es notwendig, auf 
der protestantischen Seite Bündnispartner zu gewinnen. Sowohl das 
vermutete sozialpolitische Engagement Kaiser Wilhelms II. als auch 
die veränderte parteipolitische Kräfteverteilung nach den Reichs-
tagswahlen vom 20. Februar 1890 boten konkrete Ansatzpunkte für 
eine gemeinsame, vom Christentum getragene Sozialpolitik. Daher 
soll vor allem hierauf der Schwerpunkt im FÜNFTEN KAPITEL der 
Untersuchung liegen. 

Das SECHSTE KAPITEL konzentriert sich auf das Bezugsfeld der 
christlichen Arbeiterbewegung. In der Form der katholischen Arbei-
tervereine stellte sie neben der praktisch-kirchlichen und der partei-
politischen Arbeit gewissermaßen einen dritten Weg dar, um — noch 

47 Hier sei nur erneut auf die wichtigste autoritative Kundgebung, nämlich auf die 
Enzyklika Rerum novarum verwiesen (Rundschreiben über die Arbeiterfrage, 19). 
Eine Begründung für den Anspruch ergab sich aus der Funktion der Kirche als Trä-
gerin der Offenbarung und Hüterin des natürlichen Sittengesetzes und fand in der 
potestas directiva ihre kirchenrechtliche Entsprechung; vgl. Klaus Mörsdorf/Heribert 
Raab, „Kirche und Staat", in: LThK, Bd. 6, Sonderausgabe der 2., völlig neu bearb. 
Aufl. (Freiburg 1961), Freiburg 1986, Sp. 296f. 
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unter dem Dach der Kirche — die soziale Frage mit Hilfe einer engen 
Verknüpfung von christlichen Ideen und gewerkschaftlichen Struk-
turen zu lösen. Mit der Entstehung einer christlichen Gewerk-
schaftsbewegung war neben den Arbeitervereinen jedoch ein Lö-
sungsangebot entstanden, das einerseits dem politischen Gebot der 
interkonfessionellen Zusammenarbeit praktisch entsprach, das ande-
rerseits aber durch zunehmend pragmatische Inhalte die Wirksam-
keit einer christlich geprägten Sozialreform immer mehr in Frage 
stellte. Weil die katholische Presse bis zu der ersten autoritativen 
Stellungnahme des preußischen Episkopats im Fuldaer Pastorale vom 
22. Juni 1900 relativ frei von Kirche und Zentrum zu diesem Kon-
flikt Stellung nehmen konnte, lassen sich von diesem Teil der Unter-
suchung auch Erkenntnisse darüber erwarten, welche Schlußfolge-
rungen in den katholischen Zeitungen und Zeitschriften aus den vor-
angegangenen zehn Jahren verstärkter Auseinandersetzung mit der 
sozialen Frage gezogen wurden. Dieser Zusammenhang erklärt auch, 
daß die Wochenzeitung Der Arbeiter trotz ihrer typologischen Be-
sonderheit als Vereinsorgan in die Untersuchung einbezogen werden 
muß. 

Aus den Fragestellungen ergibt sich, daß im Mittelpunkt der Un-
tersuchung die veröffentlichte Meinung der sechs katholischen Zei-
tungen und Zeitschriften steht. Diese fand sich in den üblicherweise 
anonym publizierten Leitartikeln und Aufsätzen der Presseorgane. 
Sie äußerte sich aber ebenso in Berichten, Presseübersichten, Homi-
lien, Erzählungen und sogar Meldungen. Wichtige Aussagen konnten 
auch darin bestehen, daß Informationen verspätet, unvollständig 
oder überhaupt nicht gedruckt wurden. Diese Dispositionen legen 
die ganzheitliche Untersuchung der Periodika nahe. Aus der un-
gleichmäßigen Plazierung und Gewichtung von bedeutsamen Aussa-
gen ergibt sich außerdem, daß nur die Methode der qualitativen 
Textanalyse eine Gewähr für die Reliabilität der Untersuchungser-
gebnisse bieten kann.48 

48 U m die einzelnen inhaltlichen Positionen auf ihre Repräsentativität hin zu 
überprüfen, wird der Untersuchung neben vertiefenden Querschnittanalysen eine 
Längsschnittanalyse zugrunde gelegt, in der sämtliche Ausgaben der Wochenzeitun-
gen und — in periodischen Abständen von drei Wochen — die zusammenhängenden 
Wochenbestände der Tageszeitungen herangezogen wurden. Ein Gesamtüberblick 
stellte außerdem sicher, daß herausragende Beiträge außerhalb der Längsschnittanaly-
se dennoch berücksichtigt werden konnten. 
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Von den Einzeldarstellungen im ersten Kapitel abgesehen, werden 
die katholischen Periodika Berlins stets gemeinsam behandelt; mit 
dieser Vorgehensweise wird bezweckt, einerseits die einzelnen Zei-
tungen und Zeitschriften komplementär als Gesamtheit periodisch 
organisierter, öffentlicher katholischer Kommunikation darzustellen 
und andererseits — in der Regel in den einzelnen Fallstudien — spezi-
fische Unterscheidungsmerkmale pointierter hervorzuheben. Ein-
schränkungen müssen wegen der Uberlieferung des Materialbestands 
gemacht werden. Nahezu vollständig standen Bestände der Germa-
nia, der Märkischen Volkszeitung und des Märkischen Kirchenblatts für 
die Untersuchung zur Verfügung,49 während sich bei den anderen 
drei Periodika zum Teil erhebliche Lücken ergaben.50 

Die wichtigste Quelle, die notwendig gewesen wäre, um Hinter-
grundinformationen über die gewonnenen Aussagen zu erzielen, 
hätte in den Archiven der Presseorgane und in der Überlieferung bio-
graphischer Notizen ihrer Mitarbeiter bestanden. Der Verlust der 
Verlags- und Redaktionsarchive der einzelnen Periodika im Verlauf 
des Zweiten Weltkriegs — hier sei besonders auf das Archiv des 
Germania-Verlags hingewiesen, das Aufschlüsse über fast alle Peri-
odika hätte geben können — trägt sicherlich die Schuld daran, daß 
nur wenige wissenschaftliche Untersuchungen sich bisher mit der 
Berliner katholischen Presse befaßt haben.51 

Von den sechs katholischen Periodika in Berlin hatte — besonders 
für den Untersuchungszeitraum — nur die Germania eine nennens-
werte Beachtung in der Forschung gefunden. Der kurze Aufsatz von 

49 Bei der Märkischen Volkszeitung fehlte das vierte Quartal des Jg. 3 (1891). 
50 Bei der Katholischen Volkszeitung fehlte das vierte Quartal des Jg. 1 (1891), das 

erste und das dritte Quartal des Jg. 2 (1892), das vierte Quartal des Jg. 3 (1893), der Jg. 
4 (1994), die ersten vier Monate des Jg. 6 (1896) und jeweils das zweite Halbjahr der 
Jgg. 7 (1897) und 10 (1900); beim Schwarzen Blatt fehlten die Jgg. 14 (1890) und 
16 (1892); beim Arbeiter fehlte das vierte Quartal des Jg. 3 (1899) und der Jg. 4 (1900). 

51 Vgl. Helga Grebing, Zentrum und Katholische Arbeiterschaft 1918—1933. Ein 
Beitrag zur Geschichte des Zentrums in der Weimarer Republik, Diss. phil. Berlin 
1953, Vorwort. Ein Teil des Germania-Archivs, der durch den letzten Aufsichtsrats-
vorsitzenden, den Freiherrn Rudolf von Twickel, gerettet worden war, befindet sich 
heute im Privatbesitz seiner Familie. Leider steht dieser Bestand der Forschung nicht 
zur Verfügung (Schriftwechsel des Verfassers [J.M.S.] mit der Familie von Twickel 
vom Januar/Februar 1986; vgl. auch Jürgen A. Bach, Franz von Papen in der Wei-
marer Republik. Aktivitäten in Politik und Presse 1918-1932, Düsseldorf 1977, 7f.). 
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Klaus Martin Stiegler blieb bisher die einzige Gesamtdarstellung.52 

Allerdings widmet er der Entwicklung der Germania in den neunzi-
ger Jahren des 19. Jahrhunderts nur knappe vier Zeilen.53 Seit den 
Arbeiten von Klemens Löffler54 und der auch heute noch oft zitier-
ten Dissertation von Hans Joachim Reiber55 hatte der überregionale 
Charakter dieser Tageszeitung und ihr Selbstverständnis als Zentral-
organ des Zentrums immer wieder das Interesse an ihr gerechtfertigt. 
In mehreren Arbeiten, die sich mit der Germania im 19. Jahrhundert 
auseinandersetzen, wird die Zeitung gemeinsam mit anderen großen 
Tageszeitungen über ihre Stellung zum Kulturkampf56 und zum eu-
ropäischen Geschehen von 1871 befragt.57 Die Dissertationen über 
das Verhältnis der katholischen Presse zur Judenfrage58 und über die 
Zensurpraxis in der Bismackzeit59 berühren — wenngleich nur am 
Rande — als einzige Untersuchungen den Zeitabschnitt der neunzi-
ger Jahre. Der andersartigen Fragestellungen wegen können sie für 
die vorliegende Untersuchung allerdings nur vereinzelte brauchbare 
Erkenntnisse liefern. 

Über zwei Persönlichkeiten, die in der katholischen Presse Berlins 
tätig waren, liegen Biographien und Untersuchungen vor. Sie betref-

52 Klaus Martin Stiegler, „Germania", in: Heinz-Dietrich Fischer (Hg.), Deutsche 
Zeitungen des 17.—20. Jahrhunderts (Publizistisch-historische Beiträge 2), Pullach 
1972, 2 9 9 - 3 1 3 . 

53 Ebenda, 301. 
54 Klemens Löffler, Das katholische Zeitungswesen in der Kulturkampfzeit, in: Der 

Aar 2 (1912), Bd. II, H. 10 (Juli), 487 -500 ; derselbe, Geschichte der katholischen 
Presse Deutschlands (Soziale Tagesfragen 50), M.-Gladbach 1924. 

55 Hans Joachim Reiber, Die katholische Tagespresse unter dem Einfluß des Kul-
turkampfes (Diss. phil. Leipzig 1930), Görlitz 1930. 

56 Als letzte Darstellung s. Josef Lange, Die Stellung der überregionalen Tagespresse 
zum Kulturkampf in Preußen (1871—1878) (Europäische Hochschulschriften, 
Reihe 3: Geschichte und ihre Hilfswissenschaften 40), Bern und Frankfurt/M. 1974. 

57 Ursula Koch, Berliner Presse und europäisches Geschehen 1871. Eine Untersu-
chung über die Rezeption der großen Ereignisse im ersten Halbjahr 1871 in den poli-
tischen Tageszeitungen der deutschen Reichshauptstadt (Einzelveröffentlichungen 
der Historischen Kommission zu Berlin 22), Berlin 1978. 

58 Armine Haase, Katholische Presse und die Judenfrage. Inhaltsanalyse 
katholischer Periodika am Ende des 19. Jahrhunderts (Dortmunder Beiträge zur Zei-
tungsforschung 20), Pullach bei München 1975. 

59 Hans-Wolfgang Wetzel, Presseinnenpolitik im Bismarckreich (1874—1890). Das 
Problem der Repression oppositioneller Zeitungen (Europäische Hochschulschriften, 
Reihe 3: Geschichte und ihre Hilfswissenschaften 57), Bern und Frankfurt/M. 1975. 
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fen den Herausgeber zahlreicher katholischer Presseunternehmungen 
Georg Friedrich Dasbach60 und den um die Förderung des Berliner 
Katholizismus verdienten Missionsvikar Eduard Müller.61 

Georg Friedrich Dasbach gab von 1896 bis 1900 die Märkische 
Volkszeitung heraus. Dennoch wird diese Tätigkeit in den genannten 
Biographien eher am Rande behandelt. Auch die etwas ausführliche-
re Rekonstruktion der äußeren Entwicklung der Zeitung, die Ulrich 
Fohrmann vornimmt, leidet darunter, daß für die Gewinnung von 
Erkenntnis über das Berliner Blatt hauptsächlich zwar Prozeßberich-
te und Beschreibungen in anderen Presseunternehmungen Dasbachs 
herangezogen, nicht aber die Märkische Volkszeitung selbst ausgewer-
tet wurde.62 Andererseits stellen die Berichte über den Prozeß, den 
Georg Friedrich Dasbach in zwei Instanzen gegen Fritz Haubrich ge-
führt hatte, in der Tat die wichtigste Quelle über die wirtschaftliche 
Entwicklung der Märkischen Volkszeitung dar.63 Als ehemaliger Mit-
arbeiter hatte der spätere liberale Politiker Haubrich im Rahmen ei-
ner öffentlichen Gesamtabrechnung mit Dasbach unter anderem die 
Form des Erwerbs der Märkischen Volkszeitung im Jahr 1896 kriti-
siert. Dadurch war es vor drei Gerichten, dem Trierer Schöffenge-
richt, dem Trierer Landgericht und dem Kölner Oberlandesgericht 
zu Aussagen über die Märkische Volkszeitung gekommen, die zugleich 

60 Hubert Thoma, Georg Friedrich Dasbach. Priester—Publizist—Politiker, Trier 

1975; Ulrich Fohrmann, Trierer Kulturkampfpublizistik im Bismarckreich. Leben 

und Werk des Preßkaplans Georg Friedrich Dasbach, Trier 1977; Karl Josef Rivinius, 

Sozialpolitische Wirksamkeit des Preßkaplans Georg Friedrich Dasbach, in: Jahrbuch 

für Christliche Sozialwissenschaften 21 (1980), 233—262. 
61 Emil Kolbe, Missions-Vikar Eduard Müller. Ein Lebensbild. Berlin [1906]; Ed-

mund Kreusch, Eduard Müller der priesterliche Volksfreund. Ein Lebensbild, Berlin 

1898; Ernst Thrasolt, Eduard Müller. Der Berliner Missionsvikar. Ein Beitrag zur 

Geschichte des Katholizismus in Berlin, der Mark Brandenburg und Pommern, hg. 

von Alfons Erb, Berlin 1953. 
62 Vgl. Ulrich Fohrmann, Trierer Kulturkampfpublizistik im Bismarckreich, 

2 6 4 - 2 6 7 . 
a [Dasbach, Georg Friedrich]: Der Prozess Dasbach gegen Haubrich. Bericht über 

die Gerichts-Verhandlungen vom 20. bis 23. April 1900 nebst dem Urtheil vom 30. 

April, Trier 1900; Prozess Dasbach gegen Haubrich. Urtheile der Berufungs-Instanz 

und der Revisions-Instanz, Trier 1901. Ebenso aufschlußreich sind die ausführlichen 

Berichte in der katholischen Tagespresse, so in der Germania und in der Märkischen 
Volkszeitung im Dezember 1900. 
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wertvolle Hinweise über die äußeren Dispositionen der Zeitung 
enthielten. 

Eduard Müller hatte von 1858 bis 1891 das Märkische Kirchenblatt 
redigiert und seit 1863 nebenher noch den Berliner St. Bonifatius-Ka-
lender herausgegeben. Weil der Schwerpunkt seiner Tätigkeit in der 
Missionierung von verstreut lebenden Katholiken in Berlin und der 
Diaspora bestanden hatte, fand seine redaktionelle Arbeit trotz der 
günstigen Quellenlage nur marginale Berücksichtigung. Hier ist die 
Biographie von Ernst Thrasolt eine Ausnahme; allerdings konzen-
trieren sich seine Ausführungen über den Redakteur Eduard Müller 
nur auf dessen Schaffen in der Zeit von den fünfziger bis zu den 
siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts.64 

Eine ausführlichere Biographie liegt auch über einen anderen akti-
ven Mitarbeiter des Märkischen Kirchenblatts aus der Zeit nach 1900 
vor. Sie beschreibt das Wirken des Dominikanerpaters Bonaventura 
— sein bürgerlicher Name war Friedrich Krotz —, dessen Tätigkeit 
als bedeutender Prediger, Missionar und Berliner Studentenseelsorger 
aber mehr Beachtung fand als seine Arbeit für das Märkische Kirchen-
blatt, obwohl er in dessen Ausgaben überdurchschnittlich häufig mit 
Aufsätzen oder kurzen Beiträgen vertreten war.65 

Die vermutete überregionale politische Bedeutung der Vereinszeit-
schrift Der Arbeiter gab ähnlich wie bei der Germania — wenngleich 
in bescheidenerem Umfang — den Anlaß zur näheren Erforschung. 
Als Organ des in Berlin ansässigen Verbandes der katholischen Arbei-
tervereine66 wurde die Wochenschrift im Rahmen mehrerer Untersu-
chungen über den Gewerkschaftsstreit als Quelle für die offiziellen 
Positionen der sogenannten Berliner Richtung herangezogen.67 Wäh-

" Ernst Thrasolt, Eduard Müller, 135—143. 

« Al f red Donders, P. Bonaventura O. Pr. 1862—1914. Ein Lebensbild, 5. u. 6. 

Aufl . , Freiburg i. Br. 1923. 

" Der Verband hatte mehrmals den Namen gewechselt. Ab 1903 trug er aus 

Rücksichtnahme gegenüber anderen bestehenden Verbänden den Namenszusatz 

„(Sitz Berlin)". 
67 Lucian Kudera, Der Gewerkschaftsstreit der deutschen Katholiken in der Publi-

zistik (1900—1914), Diss. phil. Münster 1957; Rudolf Brack, Deutscher Episkopat 

und der Gewerkschaftsstreit 1900—1914 (Bonner Beiträge zur Kirchengeschichte 9), 

Köln und Wien 1976; Horstwalter Heitzer, Georg Kardinal Kopp und der Gewerk-

schaftsstreit 1900—1914 (Forschungen und Quellen zur Kirche und Kulturgeschichte 

Ostdeutschlands 18), Köln und Wien 1983. 
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rend diese Untersuchungen wegen ihres Schwerpunkts in den Jahren 
von 1900 bis 1914 von vornherein auf die Geschichte des Arbeiter im 
19. Jahrhundert verzichtet haben, muß derselbe Verzicht in einer 
Untersuchung, die sich anhand der Fachorgane mit der katholischen 
Arbeiterbewegung beschäftigt, als Lücke besonders bedauert wer-
den.68 

68 Michael Berger, Arbeiterbewegung und Demokratisierung. Die wirtschaftliche, 
politische und gesellschaftliche Gleichberechtigung des Arbeiters im Verständnis der 
katholischen Arbeiterbewegung im Wilhelminischen Deutschland zwischen 1890 
und 1914, Diss. phil. Freiburg i.Br. 1971. 


